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Kreis Lippe 
 
27 25. Sitzung des 8. Beirats bei der unteren 

Landschaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
Die 25. Sitzung des 8. Beirates bei der unteren Land-
schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
findet am 
 

Mittwoch, den 26.02.2014, um 15.30 Uhr 
 
im  Feuerwehrausbildungszentrum des Kreises Lippe, 

Blomberger Weg 60, 32657 Lemgo, 
 

Raum Velmerstot/Grotenburg 
 
statt. 
 

 
Detmold, 27.01.2014 
 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Landschaftsbehörde 
 
 
Hans-Dieter Wiesemann 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
28 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur inter-

kommunalen Zusammenarbeit zur Durchfüh-
rung der Aufgaben der Brandschauen zwi-
schen den Horn-Bad Meinberg, Lügde und 
Schieder-Schwalenberg, den Gemeinden 
Dörentrup und Schlangen sowie dem Kreis 
Lippe. 

 
Auf die im Amtsblatt für die Bezirksregierung, ausgegeben 
am 21. Oktober 2013 Nr. 43 (ABI.Reg.Dt. 2013, S. 309 ff.) 
bekanntgemachte öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur 
interkommunalen Zusammenarbeit zur Durchführung der 
Aufgaben der Brandschauen zwischen den Horn-Bad 
Meinberg, Lügde und Schieder-Schwalenberg, den Ge-
meinden Dörentrup und Schlangen sowie dem Kreis Lippe 
wird gem. 24 Abs.3 Satz 2 GkG NRW hingewiesen. 
 
Detmold, den 10.02.2014 
 
Kreis Lippe 
Der Landreat 
9.2.1 Revision/Recht 
Im Auftrag  
 
 
Thomas Wolf-Hegerbekermeier 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2014 
 
 
 
29 Öffentliche Zustellung einer Entziehung 
 
An  Herrn Ciwan Rami, letzte bekannte Anschrift: Eduard-
Wolff-Str. 14, 32108 Bad Salzuflen, ist am 03.02.2014 un-
ter dem Aktenzeichen 2.2.1C13/5009 eine Entziehung 
gem. § 2 a Abs. 3 StVG erlassen worden. 
 
Die Entziehungsverfügung konnte nicht zugestellt werden, 
da der Betroffene unbekannt verzogen ist oder seine Er-
reichbarkeit nicht hergestellt ist. 
 
Gem.  § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW (GV. 
NRW. 2006 S. 94) vom 01.02.2006 wird daher die Entzie-
hungsverfügung öffentlich zugestellt. Sie gilt als zugestellt, 
wenn seit dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als 
zwei Wochen vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt 
die Klagefrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätz-
lich nicht mehr möglich sind. 
 
Der Betroffene kann die Entziehungsverfügung beim Kreis 
Lippe, Fachgebiet Straßenverkehr, Felix-Fechenbach-Str. 
5, 32756 Detmold, Zimmer 194 in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den 03.02.2014 
 
KREIS LIPPE 
Der Landrat 
FG Straßenverkehr 
Im Auftrage 
 
 
Römer 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2014 
 
 
 
 
 

Evtl. Zusätze: 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungstermin 
am "Schwarzen Brett" im Kreishaus, 
32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
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30 Immissionsschutz 
 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Prüfung der 
Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung (stand-
ortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3c des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG - 
) für die Errichtung und den Betrieb einer Windkraftanlage 
in Kalletal in 32689 Kalletal, Gemarkung Brosen. 
 
Die Firma Windmühlenkontor GmbH & C0. KG, Schwarze 
Twete 4, 32657 Lemgo, beantragt die Genehmigung ge-
mäß § 4 des Bundes- Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) für die Errichtung und den Betrieb einer Windkraft-
anlage mit einer Leistung von 3 MW im Außenbereich der 
Gemeinde Kalletal an dem Standort, 
 
Ort:     32689 Kalletal 
Gemarkung:    Brosen 
Flur:     6 
Flurstück:    30 
Gaus-Krüger- Koordinaten:  RW: 3.497.727 
     HW: 5.772.193 
 
Die Windkraftanlage mit einer Gesamthöhe von mehr als 
50 Metern soll im räumlichen Zusammenhang mit 3 weite-
ren Windkraftanlagen im Rahmen einer Windfarm errichtet 
und betrieben werden.  Die Einwirkungsbereiche der Wind-
kraftanlagen überschneiden oder berühren sich in Bezug 
auf die Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG. 
 
Windkraftanlagen sind in der Anlage 1 (Liste der UVP- 
pflichtigen Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 1.6.3 Spalte 
2 Buchstabe S als Anlagen  genannt, für die im Rahmen 
einer standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls nach § 
3c Abs. 1 Satz 2 des UVPG zu prüfen ist, ob nach den in 
der Anlage 2 Nr. 2 des UVPG aufgeführten Schutzkriterien 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Nach Prüfung des Vorhabens unter Berücksichtigung der 
Antragsunterlagen, der Gutachten zu den Emissionen an 
Lärm und Schattenwurf und den resultierenden Immissio-
nen und der Stellungnahmen der im Genehmigungsverfah-
ren beteiligten Träger öffentlicher Belange und der im 
Windpark bereits genehmigten Errichtung von 3 weiteren 
Windkraftanlagen wurde entschieden, dass die Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich 
ist, da erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nach 
den in der Anlage 2 des UVPG genannten Schutzkriterien 
nicht zu erwarten sind. Diese Feststellung ist selbstständig 
nicht anfechtbar. 
 
Die Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG be-
kanntgegeben. 
 
Im Auftrag 
 
 
Gez. Niehage 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2014 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
31 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 0250V 

„Wohnbebauung Walhalla“ 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 0250V 
„Wohnbebauung Walhalla“,  
Ortsteil Schötmar 
- Aufstellungsbeschluss 
- Beschluss der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Beschlüsse des Planungs– und Stadtentwicklungs-
ausschusses vom 28.01.2014 
 
1. Aufstellungsbeschluss 

Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 0250V "Wohnbebauung Walhalla", Ortsteil 
Schötmar wird gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB)  in Verbindung mit § 12 BauGB beschlossen. 
Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird eine Umweltprüfung 
durchgeführt. 
Der Geltungbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Übersichtsplan hervor. 

 
2. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB wird in einfacher Form – Planaushang 
für die Dauer eines Monats – beschlossen. 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wird 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, über 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die 
Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht 
kommen und über die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung öffentlich unterrichtet. Die Öffentlichkeit kann sich 
über die Planung informieren und sich hierzu äußern. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wird gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 
 

18.02.2014 bis 17.03.2014 
 
während der Öffnungszeiten 
 

 

Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
Zusätzlich kann der Bebauungsplanentwurf unter  
www.stadt-bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet 
eingesehen werden. Dort kann auch eine Stellungnahme 
abgegeben werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 03.02.2014 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2014 
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32 130. Änderung des Flächennutzungsplanes 

der Stadt Bad Salzuflen 
 
130. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 
Bad Salzuflen,  
Bereich „Walhalla“, Ortsteil Schötmar  
- Änderungsbeschluss 
- Beschluss der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Beschlüsse des Planungs– und Stadtentwicklungs-
ausschusses vom 12.03.2013 
 
1. Änderungsbeschluss 

Die Durchführung der 130. Änderung des Flächennut-
zungsplanes für den Bereich: „Walhalla“, Ortsteil 
Schötmar wird gemäß § 2 Abs.1 in Verbindung mit § 1 
Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. 
Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird eine Umweltprüfung 
durchgeführt. 
Der Änderungsbereich ist in einem Übersichtsplan, der 
Bestandteil des Beschlusses ist, graphisch dargestellt.  

 
2. Beschluss der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit an der Pla-
nung gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) wird 
in „einfacher Form“ – Planaushang für die Dauer eines 
Monats – durchgeführt. 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wird 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, über 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die 
Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht 
kommen und über die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung öffentlich unterrichtet. Die Öffentlichkeit kann sich 
über die Planung informieren und sich hierzu äußern. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wird gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 
 

18.02.2014 – 17.03.2014 
 
während der Öffnungszeiten 
 

 

Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
Zusätzlich kann die Änderung des Flächennutzungsplanes 
unter www.bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet 
eingesehen werden.  
Dort kann auch eine Stellungnahme abgegeben werden. 
 
Der Änderungsbereich ist in dem beigefügten Übersichts-
plan graphisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 03 .02.2014 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2014 
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33 Haushaltssatzung der Stadt Bad Salzuflenfür 

das Haushaltsjahr 2014 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der derzeit gültigen Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) hat 
der Rat der Stadt Bad Salzuflen mit Beschluss am 
11.12.2013 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird  
 
im Ergebnisplan mit  
Gesamtbetrag der Erträge 
auf      132.057.300 EUR 
Gesamtbetrag der  
Aufwendungen auf    131.808.100 EUR 
 
im Finanzplan mit 
Gesamtbetrag der  
Einzahlungen aus laufender  
Verwaltungstätigkeit auf   123.657.800 EUR 
Gesamtbetrag der  
Auszahlungen aus laufender  
Verwaltungstätigkeit auf   119.166.500 EUR 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen  
aus der Investitionstätigkeit auf       6.746.800 EUR 
Gesamtbetrag der Auszahlungen  
aus der Investitionstätigkeit auf       17.866.200 EUR 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit auf     10.001.000 EUR 
Gesamtbetrag der Auszahlungen  
aus der Finanzierungstätigkeit auf       9.988.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investi-
tionen erforderlich ist, wird auf  
 

                                     5.000.000 EUR 
festgesetzt.   
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 

                                                  6.385.000 EUR 
festgesetzt. 
 
Einzelne Verpflichtungsermächtigungen können im Rah-
men haushaltsrechtlicher Vorschriften auch für andere In-
vestitionsmaßnahmen in Anspruch genommen werden. 
 
 
 
 
 

 
§ 4 

 
Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht erfol-
gen. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 

     70.000.000 EUR 
festgesetzt. 
 
In diesem Zusammenhang können zur wirtschaftlicheren 
Abwicklung kurzfristige Liquiditätsdarlehen im Liquiditäts-
verbund mit den Beteiligungen (Wirtschaftsbetriebe Bad 
Salzuflen GmbH, Stadtwerke Bad Salzuflen GmbH und 
Staatsbad Salzuflen GmbH) bis zu einer maximalen Lauf-
zeit von einem Jahr im Einzelfall unter angemessener Ver-
zinsung vergeben werden. 
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2014 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf            300 v.H. 
1.2 für die Grundstücke  
 (Grundsteuer B) auf          495 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer auf          445 v.H. 
 

§ 7 
 
Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushalt-
sausgleich im Jahre 2014 wieder hergestellt. Die dafür im 
Haushaltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidie-
rungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haushalts-
plans umzusetzen. 
 

§ 8 
 
Die im Stellenplan als künftig wegfallend (kw) bzw. künftig 
umzuwandeln (ku) bezeichneten Stellen fallen fort oder 
sind entsprechend den Vermerken umzuwandeln, sobald 
die derzeitigen Stelleninhaber ausgeschieden oder auf an-
dere Stellen versetzt worden sind. 
 

§ 9 
 
Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investitions-
maßnahmen im Teilfinanzplan nach § 4 Absatz 4 und § 14 
GemHVO wird, bezogen auf den Gesamtausgabebedarf 
von Einzelmaßnahmen, grundsätzlich auf 50.000 € festge-
setzt. 
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§ 10 

 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und  

Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen 

 
Als unerheblich i.S. von § 83 GO NRW werden über- und 
außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen ange-
sehen, 
 
1. wenn sie unmittelbar auf gesetzlicher oder ver-
traglicher Grundlage beruhen oder 
 
2. wenn es sich um durchlaufende Positio-
nen/Zahlungen handelt oder 
 
3. wenn über- oder außerplanmäßige Positionen in 
voller Höhe durch zweckgebundene Mehrerträge/-
einzahlungen gedeckt werden können, sofern diese nicht 
schon durch die gebildeten Budgets bereits gedeckt sind 
oder 
 
4. alle übrigen Aufwendungen und Auszahlungen bis 
zur Wertgrenze, die für Geschäfte der laufenden Verwal-
tung festgelegt ist. 
 
Als unerheblich im Sinne von § 83 i.V.m. § 85 GO NRW 
gelten über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermäch-
tigungen bis zur Wertgrenze, die für Geschäfte der laufen-
den Verwaltung festgelegt ist.  
 
Die erheblichen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen bedürfen der vorherigen 
Zustimmung des Rates. 
 
Im Übrigen sind die über- und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen und Auszahlungen sowie Verpflichtungsermächti-
gungen dem Rat zeitnah zur Kenntnis zu bringen, sofern 
sie nicht geringfügig sind. Die Kenntnisnahme der gering-
fügigen Beträge erfolgt über den Jahresabschluss. 
 
Geringfügig in diesem Sinne sind Beträge bis zu 5.000 € 
pro Budget einer Produktgruppe sowie ferner alle über- und 
außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen, die 
im Zusammenhang mit dem Jahresabschluss (u.a. einschl. 
der Internen Leistungsverrechnungen, Kalkulatorischen 
Abschreibungen, Vermögensveränderungen und Rückstel-
lungen), der Umsetzung des NKF sowie finanzneutrale Mit-
telumschichtungen zwischen den Organisationsbereichen, 
die bei Strukturänderungen der Verwaltung und im Bereich 
der Personalwirtschaft erforderlich werden. 
Geringfügig sind ebenso alle über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen, die aus finanzstatisti-
schen Gründen für die finanzneutrale Änderung von Sach-
konten erforderlich werden. 
 

§ 11 
 
Mittelverschiebungen innerhalb der Budgets mit Zahlungs-

verpflichtungen 
 
Die Entscheidung über Mittelverschiebungen mit Zahlungs-
verpflichtungen ab 50.000 € (z.B. bei allen Instandhaltungs-
, Instandsetzungs- und Erneuerungsvorhaben für Unterhal-
tung und Investition) innerhalb der gebildeten Budgets bzw. 
anhand der Bewirtschaftungsregeln trifft der Finanzaus-
schuss (mit Ausnahme der Deckungsbudgets der allge-
meinen Finanzwirtschaft und der Personalwirtschaft). 

 
§ 12 

 
Emächtigungsübertragungen 

 
Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen sind 
gemäß § 22 GemHVO übertragbar. 
 
Ermächtigungen für Auszahlungen für Investitionen bleiben 
bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für ihren Zweck ver-
fügbar; bei Baumaßnahmen und Beschaffungen längstens 
jedoch zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres, in 
dem der Vermögensgegenstand in seinen wesentlichen 
Teilen in Benutzung genommen werden kann. Werden In-
vestitionsmaßnahmen im Haushaltsjahr nicht begonnen, 
bleiben die Ermächtigungen bis zum Ende des zweiten 
dem Haushaltsjahr folgenden Jahr verfügbar. 
 
Sind Erträge oder Einzahlungen auf Grund rechtlicher Ver-
pflichtungen zweckgebunden, bleiben die entsprechenden 
Ermächtigungen zur Leistung von Aufwendungen bis zur 
Erfüllung des Zwecks und die Ermächtigungen zur Leistung 
von Auszahlungen bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für 
ihren Zweck verfügbar.  
 
Bei Übertragung von Aufwands- bzw. Auszahlungsermäch-
tigungen sollen die damit verbundenen oder in engem Zu-
sammenhang stehenden Ertrags- bzw. Einzahlungser-
mächtigungen (z.B. für Zuwendungen) in geeigneter Weise 
mit übertragen werden. 
 
Ermächtigungen für Auszahlungen, die in Zusammenhang 
mit rechtlichen Verpflichtungen oder in ähnlicher Weise 
(z.B. aufgrund Rückstellungsbildungen) stehen, bleiben bis 
zur Erfüllung der Verpflichtung bzw. der Inanspruchnahme 
der Rückstellung o.ä. verfügbar.  
 
Im übrigen bleiben sonstige Ermächtigungen für Aufwen-
dungen und Auszahlungen des lfd. Bereichs (d.h. außer-
halb der Investitionen) maximal bis zum Ende des zweiten 
dem Haushaltsjahr folgenden Jahr verfügbar. 
 
Werden Ermächtigungen übertragen, erhöhen sie die ent-
sprechenden Positionen im Haushaltsplan des folgenden 
Jahres. 
 
Bad Salzuflen, den 12. Dezember 2013 
 
 
Dr. Honsdorf 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2014 
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34 2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
nach den geltenden Vorschriften und: 
 
(Erfüllung der Anzeigepflicht): 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2014 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß 
§ 80 Abs. 5 GO dem Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde in Detmold mit Schreiben vom 19.12.2013 
angezeigt worden. 
 
(Bei der Aufstellung von Haushaltssicherungskonzepten): 
Die nach § 76 GO erforderliche Genehmigung des Haus-
haltssicherungskonzeptes ist vom Landrat als untere staat-
liche Verwaltungsbehörde in Detmold mit Verfügung vom 
14.01.2014 erteilt worden. 
 
(Verfügbarmachung zur Einsichtnahme): 
Die Haushaltssatzung 2014 -mit ihren Anlagen einschl. 
Haushaltsplan (und das Haus-haltssicherungskonzept)- ist 
zur Einsichtnahme gemäß § 80 Abs. 6 GO im Fachdienst 
20 Kämmerei der Stadt Bad Salzuflen, Rathaus, Rudolph-
Brandes-Allee 19, 32105 Bad Salzuflen während der Öff-
nungszeiten verfügbar. 
 
Bad Salzuflen, den 31. Januar 2014 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2014 
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Stadt Barntrup 
 
35 1.Satzung zur Änderung der Satzung des Ab-

fallwirtschaftsverbandes Lippe vom 29.11.2013 
 
Die 1. Satzung zur Änderung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 29.11.2013 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 16.12.2013 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden. 
 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Barntrup, den 24.01.2014 
 
Stadt Barntrup   
Der Bürgermeister 
 
 
Dahle 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2014 
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Stadt Blomberg 
 
36 Bekanntmachung der Blomberger Versor-

gungsbetriebe GmbH 
 
Der von der PricewaterhouseCoopers AG Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, Bielefeld, geprüfte Jahresabschluss der 
Blomberger Versorgungsbetriebe GmbH für das Geschäfts-
jahr 2012 wird wie folgt festgestellt: 
 
 Bilanzsumme    28.226.578,21 € 
 Jahresüberschuss  698.636,71 € 
 
Der Jahresüberschuss von 698.636,71 € wird nach Ver-
rechnung mit dem Gewinnvortrag (1.341.270,28  €) auf 
neue Rechnung in Höhe von 2.039.906,99 € vorgetragen. 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses im Verwal-
tungsgebäude, Nederlandstraße 15, 32825 Blomberg, zur 
Einsichtnahme aus. 
 
Nach dem abschließenden Ergebnis ihrer Prüfung hat die 
PricewaterhouseCoopers AG Wirtschafsprüfungsgesell-
schaft mit Datum vom 09. August 2013 den folgenden un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
"Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Blom-
berger Versorgungsbetriebe GmbH, Blomberg, für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2012 geprüft. 
Nach § 6b Abs. 5 EnWG umfasste die Prüfung auch die 
Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b 
Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 
EnWG getrennte Konten zu führen und Tätigkeitsabschlüs-
se aufzustellen sind. Die Buchführung und die Aufstellung 
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handels-rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden 
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages sowie die Ein-
haltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG liegen in der 
Verantwortung der Geschäftsführung der Gesellschaft. Un-
sere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durch-
geführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den 
Lagebericht sowie über die Einhaltung der Pflichten zur 
Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die 
Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit beur-
teilt werden kann, ob die Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG 
in allen wesentlichen Belangen erfüllt sind. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen 
über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 

 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbe-
zogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die 
Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebe-
richt sowie für die Einhaltung der Pflichten zur Rechnungs-
legung nach § 6b Abs. 3 EnWG überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurtei-
lung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der 
wesentlichen Einschätzungen der Geschäftsführer, die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts sowie die Beurteilung, ob die Wert-
ansätze und die Zuordnung der Konten nach § 6b Abs. 3 
EnWG sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt sind und 
der Grundsatz der Stetigkeit beachtet wurde. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu keinen 
Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen des Gesellschaftsvertrages und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Entflechtung 
in der internen Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG, 
wonach für Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 EnWG getrennte 
Konten zu führen und Tätigkeitsabschlüsse aufzustellen 
sind, hat zu keinen Einwendungen geführt." 
 
Blomberg, 09. Dezember 2013 
 
 
Die Geschäftsführung 
Blomberger Versorgungsbetriebe GmbH 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2014 
 
 
 
37 1. Satzung zur Änderung der Satzung des Ab-

fallwirtschaftsverbandes Lippe vom 29.11.2013 
 
Die 1. Satzung zur Änderung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 29.11.2013 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 16.12.2013 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden. 
 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Blomberg, den 23.01.2014 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Geise 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2014 
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38 Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt 

Blomberg vom 22.01.2014 
 
Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW., S. 666), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.12.2011 (GV. 
NRW. 2011, S. 685), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
(KrWG) vom 24.02 2012 (BGBl. I 2012, S. 212ff.), § 7 der 
Gewerbeabfall-Verordnung vom 19.06.2002 (BGBl. I 2002, 
S.1938ff., zuletzt geändert durch Art. 5 Abs. 23 des Geset-
zes zur Neuordnung des Kreislaufwirtschafts- und Abfall-
rechts vom 24.02.2012, BGBl. I 2012, S. 257), der §§ 8 und 
9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(LAbfG NW) vom 21. Juni 1988, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 17.12.2009 (GV. NRW. S. 863, ber. 975), so-
wie des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 
(BGBl. I, S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2353) hat der Rat der Stadt 
Blomberg in seiner Sitzung vom 18.12.2013 folgende Sat-
zung beschlossen:  
 

Vorwort 
 
Aufgrund der §§ 4 und 7 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit – GkG – in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Oktober 1979 (GV NRW S. 621), in 
Verbindung mit § 6 Abs. 1 des Abfallgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landesabfallgesetz – LAbfG –) vom 
21. Juni 1988 (GV NRW S. 250), in der jeweils zurzeit gel-
tenden Fassung, schließen sich  
 
die Gemeinde Augustdorf,  
die Stadt Bad Salzuflen,  
die Stadt Barntrup,  
die Stadt Blomberg,  
die Gemeinde Dörentrup,  
die Gemeinde Extertal,  
die Stadt Horn-Bad Meinberg,  
die Gemeinde Kalletal,  
die Stadt Lage,  
die Stadt Lemgo,  
die Gemeinde Leopoldshöhe,  
die Stadt Lügde,  
die Stadt Oerlinghausen,  
die Stadt Schieder-Schwalenberg,  
die Gemeinde Schlangen und  
der Kreis Lippe  
zu einem Abfallentsorgungsverband im Sinne von § 6 Abs. 
1 Landesabfallgesetz zusammen. Die Verbandssatzung ist 
mit Datum vom 03.09.2002 rechtskräftig.  
 

§ 1 
Aufgaben und Ziele 

 
(1) Gemeinsam betreiben der Abfallwirtschaftsverband Lip-
pe und die Stadt Blomberg die Abfallentsorgung nach 
Maßgabe der Gesetze nach der Verbandsatzung des Ab-
fallwirtschaftsverbandes, nach dieser Satzung und nach 
der Satzung über die Abfallentsorgung im Kreis Lippe als 
öffentliche Einrichtung.  
 
Die Satzungshoheit gemäß § 9 Landesabfallgesetz und §§ 
4 ff Kommunalabgabengesetz vom 21. Oktober 1969 (GV 
NRW 712), zuletzt geändert am 17. Dezember 1999 (GV 
NRW 718), verbleibt bei den einzelnen Verbandsmitglie-
dern, bzw. hier bei der Stadt Blomberg.  

 
(2) Die Hauptaufgaben des Verbandes sind die Übernahme 
und Durchführung von Einsammlung und Transport sowie 
der Behandlung, Verwertung und Beseitigung der im Ver-
bandsgebiet anfallenden Abfälle für die Verbandsmitglie-
der. Hierzu gehört auch die Information und Beratung über 
die Möglichkeiten der Vermeidung, Verwertung und Ent-
sorgung von Abfällen.  
 
(3) Die Stadt Blomberg erfüllt (gemäß Anlage 1 zur Sat-
zung des Abfallwirtschaftsverbandes Lippe) insbesondere 
folgende abfallwirtschaftlichen Aufgaben, die ihr gesetzlich 
zugewiesen sind:  
 

1. Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von 
Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtli-
chen Gegebenheiten erforderlich ist.  

 
2. Einsammlung von verbotswidrigen Abfallablage-

rungen von den der Allgemeinheit zugänglichen 
Grundstücken im Gemeindegebiet.  

 
3. Erstellung von kommunalen Abfallbilanzen  

 
4. Betrieb der Bodendeponie mit Müllumschlagstelle 

„Hohedömsen“ im Ermessen der Stadt Blomberg  
 

5. Weihnachtsbaumsammlung im Ermessen der 
Stadt Blomberg  

 
6. Satzungshoheit (Abfallentsorgungssatzung und 

Gebührensatzung)  
 

7. Sammlung von Alttextilien/-schuhen  
 
(4) Die Sortierung, Verwertung, Behandlung, Lagerung, 
Verbrennung und Deponierung der Abfälle wird vom Ver-
band wahrgenommen.  
 
(5) Die Stadt Blomberg und der Abfallwirtschaftsverband 
Lippe können sich zur Durchführung der Auf-gaben nach 
den Absätzen 1 - 3 Dritter bedienen (§ 22 KrWG).  
 
(6) Die Stadt Blomberg wirkt darauf hin, dass bei Veranstal-
tungen, die auf Grundstücken oder in öffentlichen Einrich-
tungen der Gemeinde durchgeführt werden die Maßgaben 
des § 2 LAbfG NW beachtet und insbesondere vorrangig 
Gebrauchsgüter verwendet werden, die sich durch Wieder-
verwendbarkeit oder Verwertbarkeit auszeichnen.  
 

§ 2 
Abfallentsorgungsleistungen 

 
(1) Die Entsorgung von Abfällen umfasst das Einsammeln 
und Befördern der Abfälle zu den Abfallent-
sorgungsanlagen oder Müllumschlagstationen der entsor-
gungspflichtigen Körperschaft, wo sie sortiert, verwertet 
oder umweltverträglich beseitigt werden. Wiederverwertba-
re Abfälle werden getrennt einge-sammelt und befördert, 
damit sie einer Verwertung zugeführt werden können.  
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(2) Der Abfallwirtschaftsverband und die Stadt Blomberg 
als Mitglied im AWV erbringen gegenüber dem Benutzer 
insbesondere folgende Abfallentsorgungsleistungen:  
 

1. Einsammeln und Befördern von Restmüll gemäß 
der Anlage 1 Nr. 2 zu dieser Satzung  

 
2. Einsammeln und Befördern von Bioabfällen. Unter 

Bioabfällen sind hierbei alle im Abfall enthaltenen 
biologisch abbaubaren Abfallanteile gemäß der 
Anlage 1 Nr. 1 zu dieser Satzung zu verstehen 
(vgl. § 3 Abs. 7 KrWG), wie z.B. Speisereste, 
Zimmer- und Gartenpflanzen, Sträucher, Strauch- 
und Baumschnitt, Rasenschnitt und sonstige Gar-
tenabfälle.  

 
3. Einsammeln und Befördern von Altpapier gemäß 

der Anlage 1 Nr. 3 zu dieser Satzung, so-weit es 
sich nicht um Einweg-Verkaufsverpackungen aus 
Pappe/Papier/Karton handelt.  

 
4. Abholung von Sperrmüll aus Haushaltungen ein-

schließlich getrennter Erfassung von Kühlgeräten, 
Elektro- und Elektronikgeräten nach dem ElektroG 
und § 16 Abs. 2 dieser Satzung sowie Metallteilen  

 
5. Betrieb von Annahmestellen für Elektro- und 

Elektronik-Altgeräte nach dem ElektroG und § 16 
Abs. 2 dieser Satzung  

 
6. Einsammeln und Befördern von schadstoffhaltigen 

Abfällen gemäß Anlage 2 zu dieser Sat-zung in 
stationären Sammelstellen und mit Schadstoffmo-
bilen.  

 
7. Information und Beratung über die Vermeidung, 

Verwertung und Entsorgung von Abfällen.  
 

8. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von Stra-
ßenpapierkörben  

 
9. Sammlung von Altglas über Depotcontainer  

 
10. Annahme sortierter Haushaltsabfälle im von dem 

Abfallwirtschaftsverband angebotenem Umfang  
 
Das Einsammeln und Befördern der Abfälle erfolgt durch 
eine grundstücksbezogene Abfallentsorgung mit Abfallge-
fäßen (Restmüll, Biomüll, Altpapier), durch grundstücksbe-
zogene Sammlungen im Holsys-tem (Sperrmüll einschließ-
lich Elektrogeräte und Metallteile) sowie durch eine ge-
trennte Einsammlung von Abfällen außerhalb der regelmä-
ßigen grundstücksbezogenen Abfallentsorgung (schad-
stoffhaltige Abfälle, Baum- und Strauchschnitt). Die nähe-
ren Einzelheiten sind in den §§ 4, 10 – 16 dieser Satzung 
geregelt. 
 
(3) Das Einsammeln und Befördern von gebrauchten Ein-
weg-Verkaufsverpackungen aus Glas, Pa-
pier/Pappe/Karton, Kunststoffen, Verbundstoffen erfolgt im 
Rahmen des privatwirtschaftlichen Dualen System der 
Duales System Deutschland AG. Das Duale System ist 
formalrechtlich aber nicht kostenmäßig Bestandteil der 
kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung.  
 
 
 
 

 
§ 3 

Ausgeschlossene Abfälle 
 
(1) Vom Einsammeln und Befördern sind gemäß § 20 Abs. 
2 KrWG mit Zustimmung der zuständigen Behörde ausge-
schlossen:  
 

1. Alle Abfälle, die nicht in der als Anlage 1 zu die-
ser Satzung beigefügten Liste aufgeführt sind, so-
fern es sich nicht um Abfälle nach § 4 Abs. 1 han-
delt. Diese Liste ist Bestandteil der Satzung.  

 
2. Abfälle, die aufgrund einer Rechtsverordnung 
nach § 25 KrWG einer Rücknahmepflicht unterlie-
gen, bei denen entsprechende Rücknahmevor-
richtungen tatsächlich zur Verfügung stehen und 
bei denen die Stadt nicht durch Erfassung als ihr 
übertragene Aufgabe bei der Rücknahme mitwirkt 
(§ 20 Abs. 2 Satz 1 KrWG): 
Verpackungen i.S.d. § 3 der Verordnung über die 
Vermeidung und Verwertung von Verpackungsab-
fällen (Verpackungsverordnung –VerpackV) vom 
21.08.1998 in der zurzeit gültigen Fassung, soweit 
für Endverbraucher i.S.d. § 3 Abs. 11 VerpackV 
nicht Gründe nach § 7 Abs. 4 KrWG einer Rück-
gabe entgegenstehen (technische Möglichkeit, 
wirtschaftliche Zumutbarkeit, Beseitigung als um-
weltverträgliche Lösung). Als Rücknahmeeinrich-
tungen außerhalb der kommunalen Abfallentsor-
gungseinrichtung stehen insbesondere zur Verfü-
gung für:  
- Altglas (bereitgestellte Depotcontainer getrennt 
für Weiß-/Braun-/Grünglas)  
- Verpackungen aus Weißblech, Aluminium, 
Kunststoffen und Verbundmaterialien (Abholung in 
den dafür bereitgestellten "Gelben Säcken"),  

 
3. Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunfts-
bereichen als privaten Haushaltungen, insbeson-
dere aus Industrie- und Gewerbebetrieben, soweit 
diese nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht 
mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen 
eingesammelt, befördert oder beseitigt werden 
können oder die Sicherheit der umweltverträgli-
chen Beseitigung im Einklang mit dem Abfallwirt-
schaftsplänen des Landes durch einen anderen 
Entsorgungsträger oder Dritten gewährleistet § 20 
Abs. 2 Satz 2 KrWG. Bei den ausgeschlossenen 
Abfällen handelt es sich um alle in der Abfallver-
zeichnisverordnung genannten Abfälle, die nicht in 
§ 5 Abs. 1 – 5 in Verbindung mit den Anlagen 1 – 
3 in der Abfallsatzung des Kreises Lippe vom 
27.06.2005 in der derzeit gültigen Fassung ge-
nannt sind.  

 
(2) Die Stadt Blomberg bzw. der Abfallwirtschaftsverband 
Lippe kann den Ausschluss von der Entsor-gung mit Zu-
stimmung der zuständigen Behörde widerrufen, wenn die 
Voraussetzungen für den Aus-schluss nicht mehr vorliegen 
(§ 20 Abs. 2 Satz 3 KrWG).  
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§ 4 

Sammeln von schadstoffhaltigen Abfällen 
 
(1) Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer 
besonderen Schadstoffbelastung zur Wahrung des Wohls 
der Allgemeinheit einer getrennten Entsorgung bedürfen 
(gefährliche Abfälle i.S.d. § 3 Abs. 5 KrWG i.V.m. § 48 
KrWG sowie der Abfall-Verzeichnis-Verordnung) werden 
vom Abfallwirtschaftsverband Lippe bei den von ihm beauf-
tragten stationären Sammelstellen und mobilen Sammel-
fahrzeugen angenommen. Dies gilt auch für Kleinmengen 
vergleichbarer Abfälle aus Gewerbe- und Dienstleistungs-
betrieben, soweit sie mit den in Satz 1 genannten Abfällen 
entsorgt werden können. Schadstoffhaltige Abfälle im Sin-
ne des Satzes 1 sind diejenigen Abfälle, die in der als An-
lage 2 zu dieser Satzung beigefügten Liste genannt sind. 
Die Liste ist Bestandteil der Satzung.  
 
(2) Gefährliche Abfälle im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG 
i.V.m. § 48 KrWG sowie der Abfall-Verzeichnis-Verordnung 
dürfen nur zu den in der Stadt bekannt gegebenen Termi-
nen an den Sammelstellen und Sammelfahrzeugen ange-
liefert werden. Die Standorte der Sammelstellen und Sam-
melfahrzeugen wer-den vom Abfallwirtschaftsverband Lip-
pe bekanntgegeben.  
 

§ 5  
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt Blomberg 
liegenden Grundstücks ist im Rahmen der §§ 2 bis 4 dieser 
Satzung berechtigt, von der Stadt Blomberg den Anschluss 
seines Grundstückes an die kommunale Abfallentsor-
gungseinrichtung zu verlangen (Anschlussrecht).  
 
(2) Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbesit-
zer im Gebiet der Stadt Blomberg haben im Rahmen der 
§§ 2 bis 4 dieser Satzung das Recht, die auf ihren Grund-
stücken oder sonst bei ihnen anfallenden Abfälle der kom-
munalen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen (Be-
nutzungsrecht).  
 

§ 6 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt/Gemeinde 
liegenden Grundstückes ist verpflichtet, sein Grundstück an 
die öffentliche Abfallentsorgungseinrichtung anzuschließen, 
wenn das Grundstück von privaten Haushaltungen zu 
Wohnzwecken genutzt wird (Anschlusszwang). Der Eigen-
tümer eines Grundstückes als Anschlusspflichtiger und je-
der andere Abfallbesitzer ( z.B. Mieter, Pächter ) auf einem 
an die öffentliche Abfallentsorgung angeschlossenen 
Grundstück ist verpflichtet, im Rahmen der §§ 2 bis 4 die 
auf seinem Grundstück oder sonst bei ihm anfallenden Ab-
fälle zur Beseitigung und Abfälle zur Verwertung aus priva-
ten Haushaltungen der öffentlichen Abfallentsorgungsein-
richtung zu überlassen (Benutzungszwang). Abfälle aus 
privaten Haushaltungen sind nach § 17 Abs. 1 Satz 1 
KrWG i.V.m. § 2 Nr. 2 GewAbfV Abfälle, die in privaten 
Haushalten im Rahmen der privaten Lebensführung anfal-
len, insbesondere in Wohnungen und zugehörigen Grund-
stücks- oder Gebäudeteilen sowie in anderen vergleichba-
ren Anfallstellen wie Wohnheimen oder Einrichtungen des 
betreuten Wohnens.  
 
 
 

 
(2) Eigentümer von Grundstücken und Abfallerzeu-
ger/Abfallbesitzer auf Grundstücken, die nicht zu Wohn-
zwecken, sondern anderweitig z.B. gewerblich/ industriell 
genutzt werden, haben gleichermaßen die Verpflichtungen 
nach Abs. 1, soweit auf diesen Grundstücken Abfälle zur 
Beseitigung im Sinne des § 3 Abs.1 Satz 2 2. Halbsatz 
KrWG anfallen. Sie haben nach § 7 Satz 4 der Gewerbeab-
fall-Verordnung für gewerbliche Siedlungsabfälle im Sinne 
des § 2 Nr. 1 GewAbfV mindestens eine Pflicht-
Restmülltonne zu benutzen. Die Zuteilung des Gefäßvolu-
mens für die Pflicht-Restmülltonne erfolgt auf der Grundla-
ge der Maßgaben in § 11 Abs. 3 dieser Satzung. Gewerbli-
che Siedlungsabfälle sind nach § 2 Nr. 1 GewAbfV, Sied-
lungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 
Haushaltungen, die in Kapitel 20 der Abfallverzeichnis-
Verordnung aufgeführt sind, insbesondere gewerbliche und 
industrielle Abfälle, die Abfällen aus privaten Haushaltun-
gen aufgrund ihrer Beschaffenheit und Zusammensetzung 
ähnlich sind sowie Abfälle aus privaten und öffentlichen 
Einrichtungen. Befinden sich auf einem zu Büro-, Verwal-
tungs- oder geschäftszwecken, bzw. industriell oder ge-
werblich genutzten Grundstücke mehrere Betriebe, ist jeder 
dieser Betriebe verpflichtet, Abfallbehälter vorzuhalten.  
 
(3) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach Abs. 1 und 
Abs. 2 besteht auch für Grundstücke, die anderweitig z.B. 
gewerblich/industriell und gleichzeitig von privaten Haus-
haltungen zu Wohnzwecken genutzt werden (sog. ge-
mischt genutzte Grundstücke). Die Nutzung einer gemein-
samen Restmülltonne durch die privaten Haushaltungen 
und die Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Sied-
lungsabfällen ist auf Antrag möglich.  
 

§ 7 
Ausnahmen vom Benutzungszwang 

 
Ein Benutzungszwang nach § 6 besteht nicht,  
 

• soweit Abfälle gemäß § 3 Abs.1 oder § 3 Abs. 2 
dieser Satzung von der Benutzung einer Ab-
fallentsorgungseinrichtung ausgeschlossen sind; 

• soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabe-
pflicht aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 
25 KrWG unterliegen und der Abfallwirtschafts-
verband Lippe an deren Rücknahme nicht mitwirkt 
(§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 KrWG); 

• soweit Abfälle in Wahrnehmung der Produktver-
antwortung nach § 23 KrWG freiwillig zurückge-
nommen werden, wenn dem zurücknehmenden 
Hersteller oder Vertreiber durch die zuständige 
Behörde ein Freistellungs- oder Feststellungsbe-
scheid nach § 26 Abs. 4 oder Abs. 6 KrWG erteilt 
worden ist ( § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KrWG) 

• soweit Abfälle zur Verwertung, die nicht gefährlich 
im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, durch eine 
nach § 17 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3, Satz 2, § 18 KrWG 
zulässige, gemeinnützige Sammlung einer ord-
nungsgemäßen und schadlosen Verwertung zu-
geführt werden; 

• soweit Abfälle zur Verwertung, die nicht gefährlich 
im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, durch eine 
nach § 17 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG 
zulässige, gewerbliche Sammlung einer ord-
nungsgemäßen und schadlosen Verwertung zu-
geführt werden;  
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§ 8 

Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang 
an die öffentliche Abfallentsorgungseinrichtung 

 
(1) Befreiungen von Anschluss- und Benutzungszwang von 
der kommunalen Abfallentsorgung werden 
 
a) für von privaten Haushalten zu Wohnzwecken genutzten 
Grundstücke von der Stadt 
  
b) für alle anderen Grundstücke von der Stadt in Abstim-
mung mit dem Abfallwirtschaftsverband erteilt.   
 
(2) Kein Anschluss- und Benutzungszwang an die Ab-
fallentsorgungseinrichtung besteht bei Grundstücken, die 
von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt 
werden, soweit der/die Anschluss- und/oder Benutzungs-
pflichtige nachweist, dass er/sie in der Lage ist, Abfälle zur 
Verwertung auf dem an die Abfallentsorgungseinrichtung 
angeschlossenen Grundstück ordnungsgemäß und schad-
los im Sinne des § 7 Abs. 3 KrWG zu verwerten (Eigen-
verwertung). Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benut-
zungszwang an das Bioabfallgefäß besteht insoweit dann, 
wenn der/die Anschluss- und/oder Benutzungspflichtige 
nachvollziehbar und schlüssig darlegt, dass er/sie nicht nur 
willens, sondern auch fachlich und technisch in der Lage 
ist, alle auf dem Grundstück anfallenden kompostierbaren 
Stoffe ordnungsgemäß und schadlos i.S.d. § 5 Abs.3 KrW-
/AbfG so zu behandeln, dass eine Beeinträchtigung des 
Wohls der Allgemeinheit, insbesondere durch Gerüche o-
der Siedlungsungeziefer (z. B. Ratten), nicht entsteht. Die 
Stadt bzw. der Abfallwirtschaftsverband stellt auf der 
Grundlage der Darlegungen der/des Anschluss- und/oder 
Benutzungspflichtigen fest, ob und inwieweit eine Ausnah-
me vom Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 17 
Abs. 1 Satz 1 2. Halbsatz KrWG.  
 
(3) Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang 
besteht bei Grundstücken, die nicht zu Wohnzwecken, 
sondern anderweitig z.B. industriell/gewerblich genutzt o-
der gewerblich genutzt werden, wenn der Abfallerzeu-
ger/Abfallbesitzer nachweist, dass er/sie die bei ihm anfal-
lenden Abfälle zur Beseitigung in eigenen Anlagen beseitigt 
(Eigenbeseitigung) und keine überwiegenden öffentlichen 
Interesse eine Überlassung der Abfälle zur Beseitigung er-
fordern. Der Abfallwirtschaftsverband stellt auf der Grund-
lage der Darlegungen der/des Anschluss- und/oder Benut-
zungspflichtigen fest, ob eine Ausnahme vom Anschluss- 
und Benutzungszwang gemäß § 17 Abs. 1 Satz 2 2. Halb-
satz KrWG besteht.  
 

§ 9 
Selbstbeförderung zu Abfallentsorgungsanlagen 

 
Erzeuger/Besitzer von Abfällen, deren Einsammeln und 
Befördern durch gemäß § 3 dieser Satzung ausgeschlos-
sen ist, sind verpflichtet, ihre Abfälle zum Zwecke des Ver-
wertens, Behandelns, Lagerns oder Ablagerns entspre-
chend der Satzung über die Abfallentsorgung im Kreis Lip-
pe vom 27.06.2005 in der zurzeit geltenden Fassung zu 
der vom Kreis angegebenen Sammelstelle, Behandlungs-
anlage oder Abfallentsorgungsanlage zu befördern oder 
befördern zu lassen. Soweit der Kreis das Behandeln, La-
gern oder Ablagern dieser Abfälle ebenfalls ausgeschlos-
sen hat, sind die Abfälle zum Zwecke des Behandelns, La-
gerns oder Ablagerns zu einer sonstigen dafür zugelasse-
nen Abfallentsorgungsanlage zu befördern oder befördern 
zu lassen. 

 
§ 10 

Abfallbehälter und Abfallsäcke 
 
(1) Die Stadt Blomberg bestimmt nach Maßgabe der fol-
genden Vorschriften Art, Anzahl und Zweck der Abfallbe-
hälter, deren Standplatz auf dem Grundstück, ob und wie 
die Abfälle voneinander getrennt zu halten sind sowie die 
Häufigkeit und den Zeitpunkt der Abfuhr. 
 
(2) Für das Einsammeln von Abfällen sind folgende Abfall-
behälter zugelassen:  
 
1. graue Abfallbehälter für Restmüll in den Gefäßgrößen 

40, 60, 80, 120 und 240 Liter  
2. grüne Abfallbehälter für Biomüll in den Gefäßgrößen 

40, 60, 80, 120 und 240 Liter  
3. Großbehälter für Restmüll mit Nutzinhalt von mehr als 

240 Liter  
4. blaue Abfallbehälter für Altpapier in der Gefäßgröße 

120 und 240 Liter  
5. gelbe Säcke/Behältnisse für Verkaufsverpackungen 

aus Leichtstoffen der DSD AG  
6. Depotcontainer für Weiß-, Braun- und Grünglas der 

DSD AG  
 
(3) Für vorübergehend mehr anfallende Abfälle, die sich 
zum Einsammeln in Abfallsäcken eignen, können von der 
Stadt Blomberg zugelassene Abfallsäcke benutzt werden. 
Sie werden am Abfuhrtag eingesammelt, soweit sie neben 
den zugelassenen Abfallbehältern bereitgestellt sind. Jeder 
Abfallerzeuger/Abfallbesitzer hat bei der Benutzung dieser 
Abfallsäcke darauf zu achten, dass sie entweder nur mit für 
die Biotonne bestimmten Abfällen oder nur mit Reststoffen 
für die graue Tonne gefüllt und entsprechend dem Lee-
rungsrhythmus bereitgestellt werden.  
 

§ 11 
Anzahl und Größe der Abfallbehälter 

 
(1) Bei Wohngrundstücken erhält jeder Haushalt  
 

1. einen oder mehrere zugelassene graue Abfallbe-
hälter für Restmüll  
2. einen oder mehrere zugelassene grüne Abfallbe-
hälter für Bioabfälle  
3. einen oder mehrere zugelassene blaue Abfallbe-
hälter für Altpapier  

 
Mindestens ist für jeden Haushalt ein 40 l Abfallbehälter für 
Restmüll und ein 40 l Abfallbehälter für Bioabfälle aufzu-
stellen. Das erforderliche Behältervolumen richtet sich nach 
der Menge des anfallenden Abfalls. Der Grundstückseigen-
tümer hat ein entsprechend ausreichendes Behältervolu-
men bei der Stadt zu beantragen.  
 
(2) Wird festgestellt, dass die vorhandenen Abfallbehälter 
für die Aufnahme einer regelmäßig  
anfallenden Abfallart (Restmüll, Bioabfall) nicht ausreichen 
und ist ein zusätzlicher Abfallbehälter oder ein Abfallbehäl-
ter mit größerem Fassungsvolumen nicht beantragt wor-
den, so haben die Anschlusspflichtigen nach schriftlicher 
Aufforderung durch die Stadt Blomberg den/die erforderli-
chen Abfallbehälter aufzustellen. Kommen sie dieser Auf-
forderung nicht nach, so haben sie die Aufstellung des/der 
erforderlichen Abfallbehälter(s) durch die Stadt Blomberg 
zu dulden.  
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(3) Für die Abfuhr von Abfällen aus anderen Herkunftsbe-
reichen als privaten Haushaltungen (z. B. Industrie-
/Gewerbebetriebe) richtet sich das Behältervolumen nach 
der Menge des anfallenden Abfalls. Der Grundstückseigen-
tümer hat ein ausreichendes Behältervolumen bei der Stadt 
zu beantragen.  
 
(4) Auf Grundstücken, auf denen Abfälle aus privaten 
Haushaltungen und Abfälle aus anderen Herkunftsberei-
chen anfallen, die gemeinsam in einem Restmüllgefäß ge-
sammelt werden können, ist das Behältervolumen entspre-
chend des anfallenden Abfalls vorzuhalten. 
 

§ 12 
Standplatz und Transportweg für Abfallbehälter 

 
(1) Die Abfallbehälter sind zu den festgesetzten und be-
kanntgegebenen Zeiten und Standplätzen (Gehwegkante, 
Straßenrand) so aufzustellen, dass das Einsammeln und 
der Transport der Abfälle ohne Schwierigkeiten und Zeit-
verlust möglich ist und der Straßenverkehr nicht gefährdet 
wird. Nach der Entleerung sind die Abfallbehälter unver-
züglich von der Gehwegkante bzw. dem Straßenrand zu 
entfernen.  
 
(2) Die Allgemeinheit darf durch die Aufstellung der Abfall-
behälter weder behindert noch gefährdet werden. Die An-
weisungen der Beauftragten der Stadt über den Standplatz 
sind zu befolgen. 
  
(3) Für den Fall, dass das Einsammeln und Beförderung 
von Abfällen nicht unmittelbar vor dem Grundstück erfolgen 
kann ( z.B. Baustellen, enge und / oder unzureichend be-
festigte Wege, keine Wendemöglichkeiten, Unfallverhü-
tungsvorschriften), müssen die Abfallbehälter/ Abfallsäcke 
dem Entsorgungsfahrzeug entgegen gebracht werden. 
Nach der Entleerung sind die Abfallbehälter unverzüglich 
von der Gehwegkante bzw. dem Straßenrand zu entfernen. 
 

§ 13 
Benutzung der Abfallbehälter 

 
(1) Die Abfallbehälter werden gestellt und unterhalten. Sie 
sind nicht im Eigentum des Benutzers. Die Verwendung 
von im Eigentum der Abfallerzeuger stehenden 1.100 L 
Großbehälter wird gestattet.  
 
(2) Die Abfälle müssen in die gestellten Abfallbehälter oder 
die dafür zur Verfügung gestellten Depotcontainer entspre-
chend deren Zweckbestimmung eingefüllt werden. Abfälle 
dürfen nicht in einer anderen Weise zum Einsammeln be-
reitgestellt oder neben die Abfallbehälter oder Depotcontai-
ner gelegt werden.  
 
(3) Der Grundstückseigentümer hat dafür zu sorgen, dass 
die Abfallbehälter allen Hausbewohnern zu-gänglich sind 
und ordnungsgemäß benutzt werden können.  
 
(4) Die Abfallbesitzer/-erzeuger haben die Abfälle nach Bi-
oabfällen, Glas, Altpapier, Metallen, Kunststoffen, Ver-
bundstoffen, Elektro- und Elektronikgeräten sowie Restmüll 
getrennt zu halten und wie folgt zur Einsammlung im Rah-
men der Abfallentsorgung bereitzustellen:  
 
 
 
 
 

 
1. Glas ist sortiert nach Weiß-, Braun- und Grünglas 

in die bereitgestellten Depotcontainer (Sam-
melcontainer) einzufüllen.  

 
2. Altpapier ist in den blauen Abfallbehälter einzufül-

len, der auf dem Grundstück des Abfallbesitzers 
zur Verfügung steht und in diesem blauen Abfall-
behälter zur Abholung bereitzustellen.  

 
3. Kompostierbare Abfälle aus rottefähigen organi-

schen Stoffen (Bioabfälle), die beispielhaft in An-
lage 3 zu dieser Satzung aufgeführt werden, sind 
in den grünen Abfallbehälter einzufüllen, der auf 
dem Grundstück des Abfallbesitzers zur Verfü-
gung steht und in diesem grünen Abfallbehälter 
zur Abholung bereitzustellen.  

 
4. restentleerte Verkaufsverpackungen aus Metallen, 

Kunststoffen, Verbundstoffen sind im gelben 
Sack/Abfallbehälter einzufüllen, der dem Abfallbe-
sitzer von der DSD AG zur Verfügung gestellt wird 
und in diesem gelben Sack/Abfallbehälter zur Ab-
holung bereitzustellen.  

 
5. Der verbleibende Restmüll ist in den grauen Ab-

fallbehälter einzufüllen, der auf dem Grundstück 
des Abfallbesitzers zur Verfügung steht und in 
diesem grauen Abfallbehälter zur Abholung be-
reitzustellen.  

 
6. Elektro- und Elektronikgeräte sind gemäß § 16 ge-

trennt zu erfassen und zu entsorgen.  
 

7. Sperrmüll ist gemäß § 16 dieser Satzung getrennt 
zu erfassen und zu entsorgen.  

 
8. Alttextilien/-schuhe sind getrennt zu erfassen und 

zur Abholung bereitzustellen  
 
(5) Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln, sie dür-
fen nur soweit gefüllt werden, dass sich der Deckel schlie-
ßen lässt. Abfälle dürfen nicht in Abfallbehälter einge-
stampft oder in ihnen verbrannt werden. Es ist nicht gestat-
tet, brennende, glühende oder heiße Abfälle in Abfallbehäl-
ter zu füllen.  
 
(6) Sperrige Gegenstände, Schnee und Eis sowie Abfälle, 
welche die Abfallbehälter oder das Sammelfahrzeug be-
schädigen oder ungewöhnlich verschmutzen können, dür-
fen nicht in die Abfallbehälter und Abfallsäcke gefüllt wer-
den.  
 
(7) Die Haftung für Schäden, die vor allem durch unsach-
gemäße Behandlung der Abfallbehälter oder durch Ein-
bringen nicht zugelassener Gegenstände an den Sammel-
fahrzeugen entstehen, richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften.  
 
(8) Der Abfallwirtschaftsverband Lippe gibt die Termine für 
die Einsammlung verwertbarer Stoffe und die Standorte der 
Annahmestellen/der Depotcontainer (Sammelcontainer) 
rechtzeitig bekannt.  
 
(9) Zur Vermeidung von Lärmbelästigung dürfen Depotcon-
tainer für Altglas nur werktags in der Zeit von 07.00 Uhr bis 
19.00 Uhr benutzt werden.  
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§ 14 Zulassung einer Entsorgungsgemeinschaft 

 
Folgende Entsorgungsgemeinschaften werden auf Antrag 
zugelassen:  
 
Bildung von Entsorgungsgemeinschaften auf einem 
Grundstück, unabhängig von der Anzahl der vorhandenen 
Haushalte bzw. Gewerbe. 
  
Bildung von Entsorgungsgemeinschaften auf unmittelbar 
nebeneinander liegenden Grundstücken, soweit es sich 
jeweils um 1-Personenhaushalte handelt.  
 
Die als Entsorgungsgemeinschaft zugelassenen Grund-
stückseigentümer bzw. Haushalte haften gegenüber der 
Stadt Blomberg im Hinblick auf die zu zahlende Abfallent-
sorgungsgebühr als Gesamtschuldner im Sinne der §§ 421 
ff. BGB. Im Antrag ist die Einheitswertnummer, unter der 
die Berechnung für die Entsorgungsgemeinschaft erfolgen 
soll, anzugeben.  
 

§ 15 Häufigkeit und Zeit der Leerung 
 
(1) Die auf dem Grundstück des Abfallbesitzers vorhande-
nen Abfallbehälter werden wie folgt entsorgt: 
 

1. der grüne Behälter für Bioabfälle wird vierzehntäg-
lich geleert  

2. der graue Behälter für Restmüll bis 240-l-
Nutzinhalt wird vierwöchentlich geleert  

3. 3. Restmüllbehälter über 240-l-Nutzinhalt werden 
alternativ 1 x wöchentlich, vierzehntäglich oder 1 x 
monatlich geleert  

4. der gelbe Sack/Behälter wird vierzehntäglich ab-
geholt  

5. der blaue Behälter für Altpapier wird vierwöchent-
lich geleert.  

 
Die Abfuhrtermine werden jährlich im Abfuhrkalender der 
Stadt Blomberg bekannt gegeben.  
 
(2) Die Abfallbehälter/-säcke müssen am Abfuhrtag ab 
06.00 Uhr morgens zur Abholung bereitstehen.  
 
§ 16 Sperrmüll und Entsorgung von Elektro- und Elekt-

ronik-Altgeräten 
 
(1) Sperrmüll  
 

1. Sperrmüll, der wegen seines Umfangs oder seines 
Gewichtes nicht in die nach dieser Satzung zuge-
lassenen Abfallbehälter eingefüllt werden kann, 
wird auf Anforderung des Anschlussberechtigten 
und jedes anderen Abfallbesitzers im Gebiet der 
Stadt Blomberg vom Abfallwirtschaftsverband Lip-
pe außerhalb der regelmäßigen Abfallentsorgung 
getrennt abgefahren. Hierzu gehören keine Abfäl-
le von Renovierungsmaßnahmen. Die Abfuhr von 
kompletten Haushaltsauflösungen ist ebenfalls 
nicht möglich.  

 
2. Die Sperrmüllmenge wird auf haushaltsüblichen 

Mengen in der Höhe von 2 m³ pro Jahr begrenzt.  
 

3. Die abzuholenden Sperrmüllteile sind bei der AGA 
gGmbH, Detmold, anzumelden.  

 
 

 
(2) Elektro- und Elektronikgeräte/Metallteile 
  

1. Elektro- und Elektronikgeräte sind getrennt vom 
übrigen Siedlungsabfall zu erfassen. Die Ent-
sorgung über den Restabfallbehälter ist auch bei 
Elektrokleingeräten nicht zulässig.  

 
2. 2. Elektro- und Elektronikgroßgeräte und Metalltei-

le können bei der AGA gGmbH, Detmold, zu Ab-
holung angemeldet werden.  
 

3. Elektro- und Elektronikgeräte können direkt bei 
folgenden Annahmestellen abgegeben werden: 

 
• AGA gGmbH, Orbker Str. 75, 32758 Detmold 
• ABG Lippe mbH: 

- Kompostwerk Lemgo, Zum Kompostwerk          
200, 32657 Lemgo 

- Deponie Hellsiek, Barntruper Str. 15, 32760 
Detmold 

 
4 Nach § 9 Abs. 9 ElektroG ist die Erfassung defek-

ter Elektro- und Elektronikaltgeräte ausschließlich 
durch die öffentlich –rechtlichen Entsorgungsträ-
ger, Hersteller und Vertreiber durchzuführen, die 
Abgabe an einen gewerblichen Sammler ist nicht 
zulässig.  
 
Kleine Elektrogeräte können auch bei der mobilen 
Schadstoffsammlung abgegeben werden.  
 

(3) Für die Sperrmüll-, Elektro- und Elektronikaltgeräteab-
fuhr gilt § 12 dieser Satzung entsprechend.  
 

§ 17 Anmeldepflicht 
 
(1) Der Grundstückseigentümer hat der Stadt Blomberg 
den erstmaligen Anfall von Abfällen, die voraussichtliche 
Menge, die Anzahl der auf dem Grundstück wohnenden 
Personen sowie jede wesentliche Veränderung der anfal-
lenden Abfälle, ihrer Menge oder der auf den Grundstück 
wohnenden Personenzahl unverzüglich anzumelden. 
 
(2) Wechselt der Grundstückseigentümer, so sind sowohl 
der bisherige als auch der neue Eigentümer verpflichtet, 
die Stadt/Gemeinde unverzüglich zu benachrichtigen. 
 

§ 18 Auskunftspflicht, Betretungsrecht 
 
(1) Der Grundstückseigentümer, der Nutzungsberechtigte 
oder der Abfallbesitzer/Abfallerzeuger sind verpflichtet, 
über § 17 hinaus alle für die Abfallentsorgung erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen. Hierzu gehört insbesondere die 
Mitteilung über die Anzahl der Beschäftigten, ihre Arbeits-
zeiten, die Anzahl der Betten in Kliniken und Beherber-
gungsunternehmen.  
 
(2) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf 
denen überlassungspflichtige Abfälle anfallen, sind nach § 
19 Abs. 1 S. 1 KrWG verpflichtet, das Aufstellen von Ab-
fallgefäßen auf Ihrem Grundstück sowie das Betreten des 
Grundstückes zum Zweck des Einsammelns und zur 
Überwachung des Ge-trennthaltens und der Verwertung 
von Abfällen zu dulden.  
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(3) Den Beauftragten des Abfallwirtschaftsverbandes und 
der Stadt Blomberg ist zur Prüfung, ob die Vorschriften die-
ser Satzung befolgt werden, im Rahmen des § 19 Abs. 1 
KrWG ungehinderter Zutritt zu Grundstücken zu gewähren, 
für die nach dieser Satzung Anschluss- und Benutzungs-
zwang besteht.  
 
(4) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen.  
 
(5) Die Beauftragten haben sich durch einen von der Stadt 
Blomberg bzw. des Abfallwirtschaftsverbandes Lippe aus-
gestellten Dienstausweis auszuweisen.  
 
(6) Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 
14 Abs. 1 Grundgesetz) wird somit durch § 19 Abs. 1 S. 3 
KrWG eingeschränkt.  
 

§ 19 Unterbrechung der Abfallentsorgung 
 
(1) Unterbleibt die dem Abfallwirtschaftsverband obliegen-
de Abfallentsorgung infolge höherer Gewalt bei vorüberge-
henden Einschränkungen, Unterbrechungen oder Ver-
spätungen infolge von Betriebsstörungen, Streiks, be-
triebsnotwendigen Arbeiten, behördlichen Verfügungen, 
werden die erforderlichen Maßnahmen so bald wie möglich 
nachgeholt.  
 
(2) In Fällen des Absatzes 1 besteht kein Anspruch auf 
Ermäßigung der Gebühren oder auf Schadensersatz. 
 
§ 20 Benutzung der öffentlichen Abfallentsorgungsein-

richtung /Anfall der Abfälle 
 
(1) Die Benutzung der öffentlichen Abfallentsorgungsein-
richtung beginnt, wenn dem anschluss- und benutzungs-
pflichtigen Abfallerzeuger/Abfallbesitzer die nach dieser 
Satzung festgelegten Abfallbehält-nisse zur Verfügung ge-
stellt werden und das an die öffentlichen Abfallentsor-
gungseinrichtung angeschlossene Grundstück mit Abfall-
fahrzeugen zur Entleerung der bereitgestellten Abfallbe-
hältnisse angefahren wird.  
 
(2) Abfälle gelten zum Einsammeln und Befördern als an-
gefallen, wenn die Voraussetzungen des Ab-fallbegriffs 
gemäß § 3 Abs. 1 KrWG erstmals erfüllt sind.  
 
(3) Die Stadt Blomberg/der Abfallwirtschaftsverband ist 
nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenständen 
suchen zu lassen. Im Abfall vorgefundene Wertgegenstän-
de werden als Fundsachen behandelt.  
 
(4) Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene und zur Ab-
holung bereitgestellte Abfälle zu durchsuchen oder wegzu-
nehmen.  
 

§ 21 Abfallentsorgungsgebühren 
 
Für die Benutzung der öffentlichen Abfallentsorgungsein-
richtung und die sonstige Erfüllung abfallwirtschaftlicher 
Aufgaben werden Abfallentsorgungsgebühren nach der zu 
dieser Satzung erlassenen Gebührensatzung für die öffent-
liche Abfallentsorgungseinrichtung Stadt Blomberg erho-
ben.  
 
 
 
 
 

 
§ 22 Andere Berechtigte und Verpflichtete 

 
Die sich aus dieser Satzung für die Grundstückseigentümer 
ergebenden Rechte und Pflichten gelten entsprechend für 
Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer und sonstige 
Nutzungsberechtigte im Sinne des Wohnungseigentums-
gesetzes, Nießbraucher sowie alle sonstigen zum Besitz 
eines Grundstücks dinglich Berechtigten. Die Grundstücks-
eigentümer werden von ihren Verpflichtungen nicht 
dadurch befreit, dass neben ihnen andere Anschluss- und 
Benutzungspflichtige vorhanden sind.  
 

§ 23 Begriff des Grundstücks 
 
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von 
der Eintragung im Liegenschaftskataster und im Grund-
buch und ohne Rücksicht auf die Grundstücksbezeichnung 
jeder zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbstän-
dige wirtschaftliche Einheit bildet.  
 

§ 24 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht ge-
troffenen Regelungen handelt ordnungswidrig, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig dieser Satzung zuwiderhandelt, indem 
er 
 

a) nach § 3 dieser Satzung ausgeschlossene Abfälle 
dem Abfallwirtschaftsverband Lippe zum Einsammeln 
oder Befördern überlässt;  
 
b) überlassungspflichtige Abfälle dem Abfallwirtschafts-
verband Lippe nicht überlässt oder von der Stadt die 
bestimmten Abfallbehälter und Abfallsäcke zum Einfül-
len von Abfällen nicht benutzt und damit dem An-
schluss- und Benutzungszwang in § 6 zuwider handelt;  
 
c) für bestimmte Abfälle vorgesehene Behälter oder Ab-
fallsäcke entgegen § 2 Abs. 3 sowie § 13 Abs.4 dieser 
Satzung mit anderen Abfällen füllt; 
 
d) Abfallbehälter entgegen den Befüllungsvorgaben in § 
13 Abs. 2, 4, 5 und 6 dieser Satzung befüllt;  
 
e) den erstmaligen Anfall von Abfällen oder wesentliche 
Veränderungen des Abfalls gemäß § 17 dieser Satzung 
nicht unverzüglich anmeldet;  
 
f) anfallende Abfälle entgegen § 20 Abs. 2 i.V. m § 20 
Abs.4 dieser Satzung unbefugt durchsucht oder weg-
nimmt;  

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
50.000,00 € geahndet werden, soweit nicht andere gesetz-
liche Bestimmungen hierfür eine höhere Geldbuße vorse-
hen.  
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§ 25 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Die Satzung tritt am Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Abfallentsorgung in 
der Stadt Blomberg vom 12.12.2002 in der Fassung der 1. 
Änderungssatzung vom 14.11.2006 außer Kraft. 
 
Anlage 1 zur Satzung über die Abfallentsorgung in der 
Stadt Blomberg 
 
1.) Zugelassene Abfälle für die Bioabfalltonne (grüne 
Tonne) z.B. 
biologisch abbaubare nativ- und derivativ-organische Abfäl-
le aus privaten Haushalten und anderen Herkunftsberei-
chen soweit sie nach der Art, Menge und Beschaffenheit 
mit Bioabfällen aus privaten Haushaltungen entsorgt wer-
den können, insbesondere z.B. Obst- und Gemüseabfälle, 
Teeblätter, Kaffeefilter, Nussschalen, kleine Mengen kaltes 
Friteusenfett, Küchenkrepp (kleine Mengen), Gartenabfälle 
wie Zimmer- und Gartenpflanzen, Sträucher, Strauch- und 
Baumastschnitt bis zu einem Durchmesser von max. 4 cm, 
Rasenschnitt, Unkraut , Speisereste und Knochen nur aus 
privaten Haushalten  
Nicht aufgeführte Abfälle sind nicht zugelassen:  
z. B. behandeltes Holz, sperriger Baum-, Astschnitt und 
Wurzeln, kompostierbare Kunststoff-Biomüll-beutel, sämtli-
che nicht kompostierbaren Abfälle wie Restmüll, Kunststof-
fe, Metalle, nicht entleerte Verpackungen, Glas etc. sowie 
Küchen- und Speisereste, die nicht in privaten Haushalten 
angefallen sind. Schadstoffe  
2.) Zugelassene Abfälle für die Restmülltonne (graue 
Tonne) 
Insbesondere nicht verwertbare Abfälle, wie z.B. Kehricht, 
kalte Asche, Schaumstoff, Porzellan und Steingut, Hygie-
neartikel, Spiegel, Fensterglas, kleine Stücke behandeltes 
Holz, Tapeten, Gummiprodukte, Kerzenstummel, Zigaret-
tenkippen, Putzlappen, Schreibartikel wie Stifte u. a., Ra-
sierklingen etc.  
Nicht zugelassen sind:  
z.B. heiße Asche, schlammige und flüssige Abfälle, Schad-
stoffe u.a. Energiesparlampen, Elektro- und Elektronikalt-
geräte, sperrige Gegenstände, Bauschutt 
3.) Zugelassene Abfälle für die Papiertonne (blaue 
Tonne) 
Sämtliche Papier- und Pappabfälle wie insbesondere Zeit-
schriften, Kataloge, benutztes Büro- und Schulpapier, un-
beschichtete Pappverpackungen, Kartons 
nicht zugelassen sind:  
z.B. Tapeten, Kohlepapier  
 
Grundsätzlich gilt:  
Keine sperrigen Abfälle oder Steine in die Abfallbehälter, 
sie können die Behälter und Sammelfahrzeuge beschädi-
gen. Für Schäden durch eine unsachgemäße Behandlung 
oder die Entsorgung nicht zugelassener Stoffe und Gegen-
stände kann der Nutzer haftbar gemacht werden  
 
Anlage 2 zur Satzung über die Abfallentsorgung in der 
Stadt Blomberg (§ 4 Abs. 1) 
 
Schadstoffsammlung 
Insbesondere gefährliche Abfälle aus privaten Haushalten 
sowie Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus Gewerbe- 
und Dienstleistungsbetrieben wie. z. B. Pflanzenschutzmit-
tel, Spraydosen mit schädli- chen Inhalten, Leuchtstoffröh-
ren, Energiesparlampen, Medikamente, Farben, Lacke, 
Pinselreiniger, weiter laut Auflistung:  
 

 
AVV Nr. Bezeichnung  
060203   Ammoniak  
130205  nichtchlorierte Maschinen-, Getriebe- und 

Schmieröle auf Mineralölbasis  
150110 Verpackungen, die Rückstände gefährli-

cher Stoffe enthalten oder durch gefährli-
che Stoffe verunreinigt sind  

150202  Aufsaug- und Filtermaterialen (ein-
schließlich Ölfilter a.n.g.), Wischtücher 
und Schutzkleidung, die durch gefährli-
che Stoffe verunreinigt sind  

160113   Bremsflüssigkeiten  
160114  Frostschutzmittel, die gefährliche Stoffe 

enthalten  
160209  Transformatoren und Kondensatoren, die 

PCB enthalten  
160504  gefährliche Stoffe enthaltende Gase in 

Druckbehältern (einschl. Halonen) 
(Spraydosen)  

160507  gebrauchte anorganische Chemikalien, 
die aus gefährlichen Stoffen bestehen 
oder solchen enthalten  

160508  gebrauchte organische Chemikalien, die 
aus gefährlichen Stoffen bestehen oder 
solchen enthalten  

160601   Bleibatterien  
160603  Quecksilbertrockenzellen  
200113   Lösemittel  
200114   Säuren  
200115   Laugen  
200117   Photochemikalien  
200119   Pestizide (Pflanzenschutzmittel  
200121  Leuchtstoffröhren und andere quecksil-

berhaltige Abfälle  
200127  Farben, Druckfarben, Klebstoffe und 

Kunstharze, die gefährliche Stoffe enthal-
ten  

200132  Arzneimittel (mit Ausnahme derjenigen, 
die unter 200131 fallen)  

200134   Trockenbatterien  
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung über die Abfallentsorgung in der 
Stadt Blomberg wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden,  
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.  
 
Blomberg, den 22.01.2014  
 
 
Geise  
Bürgermeister  

Kr.Bl.Lippe 10.02.2014 
 
 
 
39 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung der Stadt Blomberg für das 
Haushaltsjahr 2014 vom 27.01.2014 

 
1. Haushaltssatzung der Stadt Blomberg für das 

Jahr 2014  
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NW  S. 666) in der zurzeit geltenden 
Fassung  hat der Rat der Stadt Blomberg mit Beschluss 
vom 18.12.2013 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Stadt voraussichtlich anfal-
lenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie 
eingehende Einzahlungen und zu leistende Auszahlungen 
und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, 
wird 
 
im Ergebnisplan mit 
Gesamtbetrag der Erträge auf    
    31.980.876 Euro 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf   
    34.404.800 Euro 
 
 
 
 
 
 

 
im Finanzplan mit 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit auf    30.293.050 Euro 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit auf              32.355.350 Euro 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitions-
tätigkeit auf        1.841.520 Euro 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitions-
tätigkeit auf       2.114.000 Euro 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen der Finanzierungstä-
tigkeit auf         100.000 Euro 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen der Finanzierungstä-
tigkeit auf        114.000 Euro 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investi-
tionen erforderlich  
ist, wird auf      
     100.000 Euro 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund 
des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan 
wird auf  
      
                  0 Euro 
und 
die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des 
voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird 
auf  
                 2.423.924 Euro  
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf 

           15.000.000 Euro 
festgesetzt.  
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2014 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
(Grundsteuer A) auf       209 v. H. 

 
1.2 für die Grundstücke  
(Grundsteuer B) auf       413 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer auf        420 v. H. 
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§ 7 

 
Entfällt 

 
§ 8 

 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 Abs. 2  GO NW erheblich, 
wenn sie im Einzelfall mehr als 50.000,00 Euro betragen. 
Diese Grenze gilt nicht für auf gesetzlicher Grundlage be-
ruhende Mehraufwendungen/ -auszahlungen, die aus er-
zielten Mehrerträgen/ -einzahlungen resultieren sowie für 
Buchungen im Rahmen des Jahresabschlusses.  
 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen  sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 15.000,00 Euro überschreiten.  
 
Die erheblichen über- und außerplanmäßigen Aufwendun-
gen und Auszahlungen bedürfen der vorherigen Zustim-
mung des Rates. 
 

§ 9 
 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden die Erträge und 
Aufwendungen innerhalb der einzelnen Fachbereiche ge-
mäß § 21 Abs. 1 GemHVO mit Ausnahme 
 

• der Personal- und Versorgungsaufwendungen, 
• der Abrechnungskonten mit dem Eigenbetrieb 

Blomberger Immobilien- und Grundstücksverwal-
tung, 

• des Produkts Baubetriebshof, 
• der bilanziellen Abschreibungen und der inneren 

Verrechnungen 
 
jeweils zu einem Budget verbunden. In dem Budget sind 
die Summe der Erträge und die Summe der Aufwendungen 
für die Haushaltsausführung verbindlich. Dies gilt entspre-
chend für Einzahlungen und Auszahlungen für Investitio-
nen. 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung der Stadt Blomberg mit 
Anlagen für das Haushaltsjahr 2014 wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. Die Haushaltssatzung mit Anlagen ist 
gemäß § 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat des Kreises 
Lippe als untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Schrei-
ben vom 06.01.2014 angezeigt worden. Das Anzeigever-
fahren wurde mit Verfügung des Kreises Lippe vom 
21.01.2014 abgeschlossen. 
 
Die nach § 75 Abs. 4 GO NRW erforderliche Genehmigung 
der Verringerung der allgemeinen Rücklage ist vom Land-
rat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold 
mit Verfügung vom 21.01.2014 erteilt worden.  
 
Der Haushaltsplan mit Anlagen liegt zur Einsichtnahme ab 
dem 11.02.2014 während der Dienststunden (montags – 
freitags von 08.00 – 12.00 Uhr, Montag und Dienstag von 
14.00 – 15.30 Uhr, Donnerstag 14.00 – 18.00 Uhr) im 
Fachbereich 20 - Kämmerei und Finanzen (Am Martiniturm 
1, 32825 Blomberg) öffentlich aus und wird dort bis zum 
Ende der Auslegung des Jahresabschlusses 2014 zur Ein-
sichtnahme verfügbar gehalten.  
 

 
Hinweis 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der GO NRW beim Zustan-
dekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel  ist gegenüber der 
Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Blomberg, den 27.01.2014 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2014 
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Stadt Detmold 
 
40 Hinweis auf die Veröffentlichung der 1. Sat-

zung zur Änderung der Satzung des Abfall-
wirtschaftsverbandes Lippe vom 29.11.2013 

 
Die 1. Satzung zur Änderung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 29.11.2013 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 16.12.2013 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden. 
 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Detmold, den 30.01.2014 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
Fachbereich 7 
Im Auftrag 
 
 
Bergmann 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2014 
 
 
 
41 Aufstellung der Flächennutzungsplanände-

rung 
 
Nr. 12 „Konzentrationszonen für Windenergieanlagen“ 
Ortsteil:   Gesamtstadt Detmold 
Änderungsgebiet:: Gesamtstadt Detmold 
 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 29.01.2014 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des Verfahrens zur o. g. Än-
derung des Flächennutzungsplanes mit folgendem Wort-
laut beschlossen hat (Aufstellungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung der Flächennutzungs-
planänderung  
 
Nr. 12 „Konzentrationszonen für Windenergieanlagen“ 
Ortsteil:   Gesamtstadt Detmold 
Änderungsgebiet:: Gesamtstadt Detmold 
 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
Für die genaue Abgrenzung des betroffenen Gebietes ist 
die Grenzeintragung im Flurkartenauszug verbindlich. Die-
ser kann während der Zeiten des Publikumsverkehrs im 
Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Fer-
dinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, eingese-
hen werden. 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 29.01.2014 über die Aufstellung der 
Flächennutzungsplanänderung 
 
Nr. 12 „Konzentrationszonen für Windenergieanlagen“ 
Ortsteil:   Gesamtstadt Detmold 
Änderungsgebiet: Gesamtstadt Detmold 
 
wird hiermit gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB)  
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 30.01.2014 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister  
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2014 
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Gemeinde Extertal 
 
42 Hinweis auf die 1. Satzung zur Änderung der 

Satzung des Abfallwirtschaftsverbandes Lippe 
vom 29.11.2013 

 
Die 1. Satzung zur Änderung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 29.11.2013 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 16.12.2013 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden. 
  
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Extertal, den 28.01.2014 
 
 
(Hans Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2014 
 
 
 
43 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen für die Wahl der Vertretung der Ge-
meinde Extertal (Wahl im Wahlbezirk und Wahl 
aus der Reserveliste) im Jahr 2014 

 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung -KWahlO- vom 
31. August 1993 (GV. NRW. 1993 S. 592, 967), zuletzt ge-
ändert durch die Elfte Verordnung zur Änderung der 
KWahlO vom 3. Dezember 2013 (GV. NRW. 2013 S. 730), 
- SGV NRW 1112 - fordere ich hiermit zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen für die Wahl 
- in den Wahlbezirken und 
- aus den Reservelisten 
auf. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu ver-
wenden, die vom Wahlleiter der Gemeinde Extertal, Wahl-
amt, Rathaus zwei, Obergeschoss (Raum 08), Mittelstraße 
35, 32699 Extertal, während der Dienststunden kostenlos 
abgegeben werden.  
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46 b 
und 46 d Abs. 1 bis 3 Kommunalwahlgesetz - KWahlG - in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 
(GV.NRW. 1998 Seite 454, berichtigt Seite 509 und 1999 
Seite 70), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes und zur Ände-
rung kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften vom 1. 
Oktober 2013 (GV.NRW.2013 Seite 564) - SGV.NRW 1112 
- und der §§ 25, 26 und 31 KWahlO weise ich hin. 
 
Nach § 49 Abs. 1 KWahlG werden die Funktionsbezeich-
nungen in weiblicher und männlicher Form geführt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Insbesondere bitte ich zu beachten:  
 
1. Allgemeines 
 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien 

im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Par-
teien), von Gruppen von Wahlberechtigten (Wäh-
lergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten 
(Einzelbewerbern), von diesen allerdings keine 
Reserveliste, eingereicht werden.  

 
1.2 Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergrup-

pe kann in einem Wahlvorschlag nur benannt 
werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt worden 
ist. Kommt eine derartige Versammlung nicht zu-
stande, so kann die Partei oder Wählergruppe ihre 
Bewerber in einer Versammlung von Wahlberech-
tigten aufstellen lassen.  

 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (Unionsbürger), die in 
Deutschland wohnen, sind unter den gleichen Vo-
raussetzungen wie Deutsche wählbar.  

 
Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreter-
versammlungen sind in geheimer Wahl zu wäh-
len. Entsprechendes gilt für die Festlegung der 
Reihenfolge der Bewerber auf der Reserveliste 
und für die Bestimmung eines Bewerbers als Er-
satzbewerber für einen anderen Bewerber. 
Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zu-
sammentritts der Versammlung im Wahlgebiet 
wahlberechtigt ist. 

 
Als Vertreter für eine Vertreterversammlung kann 
nur gewählt werden, wer am Tage des Zusam-
mentritts der zur Wahl der Vertreter einberufenen 
Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
Die Vertreter für die Vertreterversammlung und die 
Bewerber sind frühestens ab dem 42. Monat nach 
Beginn der laufenden Wahlperiode - also ab dem 
21. März 2013 -, die Bewerber für die Wahlbezirke 
frühestens nach der öffentlichen Bekanntgabe der 
Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbezirke zu 
wählen.  

 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe 
hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Be-
schluss einer Mitglieder- oder Vertreterversamm-
lung Einspruch erheben. Auf einen solchen Ein-
spruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Er-
gebnis ist endgültig. 

 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die 
Vertreterversammlung, über die Einberufung und 
Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreter-
versammlung sowie über das Verfahren für die 
Wahl des Bewerbers regeln die Parteien und 
Wählergruppen durch ihre Satzungen.  
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Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl 
der Bewerber mit Angaben über Ort und Zeit der 
Versammlung, Form der Einladung, Zahl der er-
schienenen Mitglieder, Vertreter oder Wahlberech-
tigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der 
Leiter der Versammlung und zwei von diesem be-
stimmten Teilnehmer gegenüber dem Wahlleiter 
an Eides statt zu versichern, dass die Wahl des 
Bewerbers für das Amt des Bürgermeisters und 
der Bewerber für die Vertretung in geheimer Ab-
stimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reservelisten 
hat sich die Versicherung an Eides statt auch da-
rauf zu erstrecken, dass die Festlegung der Rei-
henfolge der Bewerber und die Bestimmung der 
Ersatzbewerber in geheimer Abstimmung erfolgt 
sind. Die Beibringung einer Ausfertigung der 
Niederschrift und der Versicherung an Ei-des 
statt bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist 
Voraussetzung für das Vorliegen eines gülti-
gen Wahlvorschlages. 

 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeit-

punkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlpe-
riode nicht ununterbrochen in der zu wählenden 
Vertretung, in der Vertretung des Kreises Lippe, 
im Landtag oder auf Grund eines Wahlvorschla-
ges aus dem Land im Bundestag vertreten, so 
kann sie einen Wahlvorschlag nur einreichen, 
wenn sie nachweist, dass sie einen nach demo-
kratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, eine 
schriftliche Satzung und ein Programm hat. Dies 
gilt nicht für auf Landesebene organisierte Partei-
en, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum 
Tage der Wahlausschreibung ordnungsgemäß 
beim Bundeswahlleiter eingereicht haben.  

 
Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert 
sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem 
Bundeswahlleiter die Unterlagen eingereicht ha-
ben und wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge 
auf Bestätigung der ordnungsgemäßen Einrei-
chung von Satzung und Programm von Parteien 
und Wählergruppen eingereicht werden können, 
hat das Ministerium für Inneres und Kommunales 
nach dem Zeitpunkt der Wahlausschreibung öf-
fentlich bekannt gemacht.  

 
Weist ein Bewerber bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist nach, dass für ihn im Melderegister ein 
Sperrvermerk gemäß § 34 Abs. 6 des Meldege-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen einge-
tragen ist, ist anstelle seiner Anschrift (Hauptwoh-
nung) eine Erreichbarkeitsanschrift zu verwenden; 
die Angabe eines Postfachs genügt nicht. 

 
2. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 
2.1 Nach § 3 Abs. 2 Buchstabe a) KWahlG in Verbin-

dung mit der Satzung über die Zahl der zu wäh-
lenden Vertreter für den Rat der Gemeinde Exter-
tal in der 10. Wahlperiode (2014 bis 2019) vom 1. 
März 2013 sind für die Gemeinde Extertal 30 Ver-
treter, davon 15 in Wahlbezirken zu wählen. 

 
 
 

 
Auf die Bekanntmachung der Gemeinde Extertal vom 27. 
Mai 2013 über die Abgrenzung der Wahl- und Stimmbezir-
ke für die Kommunalwahl 2014 wird hingewiesen. Sie kann 
jederzeit beim Wahlleiter der Gemeinde Extertal, Wahlamt, 
Rathaus zwei, Obergeschoss (Raum 08), Mittelstraße 35, 
32699 Extertal, während der Dienststunden eingesehen 
werden. 
 
2.2 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach 

dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO einge-
reicht werden. Er muss enthalten:  

 
- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der 

Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvor-
schlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzel-
bewerbern können durch ein Kennwort ge-
kennzeichnet werden; 

 
- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsda-

tum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) 
sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers; bei 
Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 
und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und 
die Beschäftigungsbehörde oder die Gesell-
schaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie be-
schäftigt sind, anzugeben. 

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und An-
schrift der Vertrauensperson und der stellvertre-
tenden Vertrauenspersonen enthalten.  

 
2.3 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergrup-

pe muss von der für das Wahlgebiet zuständigen 
Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 
KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen muss 
mindestens ein Unterzeichner seine Unterschrift 
auf dem Wahlvorschlag selbst leisten.  

 
2.4 Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk der unter 1.3 

genannten Parteien und Wählergruppen müssen 
ferner von mindestens 5 Wahlberechtigten des 
Wahlbezirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; 
dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbe-
werbern. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. 
Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem 
Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeich-
ner bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vo-
raussetzung für das Vorliegen eines gültigen 
Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann 
infolge von Umständen, die der Wahlvorschlags-
berechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig 
erbracht werden.  

 
2.5 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von 

mindestens 5 Wahlberechtigten unterzeichnet 
sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen 
Formblättern nach Anlage 14a zur KWahlO zu er-
bringen.  

 
Ziffer 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass 
der Unterzeichner im Wahlbezirk wahlberechtigt 
ist. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch 
den Bewerber ist zulässig. 
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2.6 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:  
 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers 
nach dem Muster der Anlage 12a zur 
KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem 
Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 
11a zur KWahlO abgegeben werden. Die 
ordnungsgemäße Abgabe der Zustim-
mungserklärung bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe 
eines gültigen Wahlvorschlags.  

 
- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem 

Muster der Anlage 13a zur KWahlO; die Be-
scheinigung kann auch auf dem Wahlvor-
schlag nach dem Muster der Anlage 11a zur 
KWahlO erteilt werden.  

 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder 

Wählergruppen eine Ausfertigung der Nie-
derschrift über die Versammlung der Partei 
oder Wählergruppe zur Aufstellung der Be-
werber mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG 
vorgeschriebenen Versicherungen an Eides 
statt; ihrer Beifügung bedarf es nicht, soweit 
eine Ausfertigung der Niederschrift und der 
Versicherung an Eides statt einem anderen 
Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist 
(siehe auch Ziffer 1.2 Abs. 8 dieser Be-
kanntmachung). 

 
- Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach 

§ 13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, 
eine Bescheinigung über ihr Dienst- oder Ar-
beitnehmerverhältnis, falls der Wahlleiter 
dies zur Behebung von Zweifeln für erforder-
lich hält.  

 
3. Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
3.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber be-

nannt werden, die für eine Partei oder Wähler-
gruppe auftreten. Die Reserveliste muss von der 
für das Wahlgebiet zuständigen Leitung unter-
zeichnet sein.  

 
3.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 

11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss 
enthalten:  

 
- den Namen der Partei oder Wählergruppe, 

die die Reserveliste einreicht; 
 

- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburts-
datum, Geburtsort und Anschrift sowie 
Staatsangehörigkeit der Bewerber in erkenn-
barer Reihenfolge; bei Beamten und Arbeit-
nehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG 
sind auch der Dienstherr und die Beschäfti-
gungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung 
oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, an-
zugeben.  

 
Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschrift 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten.  

 

 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, 
dass ein Bewerber unbeschadet der Reihenfolge 
im Übrigen, Ersatzbewerber für einen im Wahlbe-
zirk oder für einen auf einer Reserveliste aufge-
stellten Bewerber sein soll. 

 
3.3 Soll ein Bewerber auf der Reserveliste Ersatzbe-

werber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf 
der Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber 
sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss die Reserve-
liste ferner enthalten:  

 
- den Familien- und Vornamen des zu erset-

zenden Bewerbers; 
 

- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer 
der Reserveliste, in dem oder unter der der 
zu ersetzende Bewerber aufgestellt ist.  

 
3.4 Reservelisten der unter Ziffer 1.3 genannten Par-

teien und Wählergruppen müssen außerdem von 
mindestens 10 Wahlberechtigten persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein.  

 
3.5 Muss die Reserveliste von mindestens 10 Wahlbe-

rechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unter-
schriften auf amtlichen Formblättern nach dem 
Muster der Anlage 14b zur KWahlO zu erbringen; 
bei Anforderung der Formblätter ist die Bezeich-
nung der Partei oder Wählergruppe anzugeben. 
Für die Unterzeichnung gilt Ziffer 2.4 entspre-
chend. Die Zustimmungserklärung der Bewerber 
ist auf der Reserveliste nach dem Muster der An-
lage 11b oder einzeln nach dem Muster der Anla-
ge 12b zur KWahlO abzugeben. Einer Bescheini-
gung der Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Be-
werber gleichzeitig für einen Wahlbezirk aufge-
stellt sind und die Bescheinigung dem Wahlbe-
zirksvorschlag beigefügt ist.  

 
Die Wahlvorschläge sind bis spätestens zu dem in § 15 
Abs. 1 Satz 1 KWahlG genannten Zeitpunkt (48. Tag vor 
der Wahl, 18.00 Uhr - Ausschlussfrist - 7. April 2014), 
beim Wahlleiter der Gemeinde Extertal, Wahlamt, Rathaus 
zwei, Obergeschoss (Raum 08), Mittelstraße 35, 32699 Ex-
tertal, einzureichen.  
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig 
vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige Mängel, 
die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher 
noch behoben werden können. 
 
Extertal, 28.01.2014 
 
Der Wahlleiter 
für die Wahl der Vertretung 
der Gemeinde Extertal 
 
 
gez. Hans Hoppenberg 

Kr.Bl.Lippe 10.02.2014 
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